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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels einer im Jahr 2019 eingereichten Motion wollte Christian Lohr (mitte, TG) den
Bundesrat zur Ausarbeitung einer nationalen Strategie für Kinder- und
Jugendgesundheit auffordern. Im September 2021 diskutierte der Nationalrat das
Geschäft. Der Motionär erklärte, dass viele Gesundheitsrisiken und psychische
Störungen bereits im Kinder- und Jugendalter entstünden. Die Schweiz verfüge zwar
über ein gut funktionierendes Gesundheitssystem, trotzdem seien die Chancen von
Kindern und Jugendlichen, «ihr volles Gesundheitspotential» ausschöpfen zu können,
nicht gleichmässig verteilt. Die Gesundheitsförderung und Prävention sei in keiner
anderen Lebensphase so effektiv, nachhaltig und wirtschaftlich effizient wie im Kinder-
und Jugendalter. Die geforderte Strategie würde unter anderem zu einer besseren
Koordination von bereits realisierten Massnahmen und zur Schliessung von Datenlücken
beitragen. Da die Gesundheit nicht allein durch die Gesundheitspolitik, sondern auch
durch die Rahmenbedingungen, die Betreuung und das Umfeld der Kinder und
Jugendlichen bestimmt werde, gelte es zudem, diese Politikbereiche in die Strategie
miteinzubeziehen. Gesundheitsminister Alain Berset erklärte, dass mit dem Nationalen
Gesundheitsbericht 2020 bereits ein Fahrplan für dieses Thema bestehe. Weiter gab er
zu bedenken, dass eine neue Strategie mit einem erheblichen Ressourcenaufwand und
nur einem geringen Mehrwert einhergehen würde. Daher empfehle der Bundesrat, den
Vorstoss abzulehnen. Ungeachtet dieser Worte nahm die grosse Kammer die Motion mit
110 zu 77 Stimmen an. Dabei stammten die Ja-Stimmen aus dem Lager der SP-, GLP-,
Mitte- und Grünen-Fraktionen, die FDP- und SVP-Fraktionen lehnten das Geschäft
hingegen ab. 1

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Im März 2022 befasste sich der Ständerat mit einer Motion Lohr (mitte, TG), welche
eine nationale Strategie für Kinder und Gesundheit zum Ziel hatte. Als Sprecher der
WBK-SR führte Matthias Michel (fdp, ZG) aus, weshalb die Kommission das Geschäft zur
Ablehnung empfehle. Zwar sei der ständerätlichen WBK eine kohärente Politik
bezüglich Kinder- und Jugendgesundheit wichtig, allerdings seien gegenwärtig
ausreichend Unterlagen vorhanden, welche den Verantwortlichen als
Steuerungsunterstützung dienten. Michel wies in diesem Zusammenhang auf den
Nationalen Gesundheitsbericht 2020 des Obsan und die Gesundheitspolitische
Strategie des Bundesrates 2020–2030 hin, die seit dem Einreichen der Motion
erschienen seien. Bundesrat Berset pflichtete bei, es existiere bereits ein Fahrplan im
betroffenen Bereich. Man wisse also, was es zu tun gelte und müsse dies lediglich noch
umsetzen. Stillschweigend lehnte die kleine Kammer das Geschäft ab. 2

MOTION
DATUM: 17.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem sich die SGK-NR gegen die vier Standesinitiativen zur Beteiligung des Bundes
an den Ertragsausfällen und Mehrkosten von Spitälern und Kliniken während der
ersten Covid-19-Welle (Kt.Iv. SH 20.331; Kt.Iv. AG 21.304; Kt.Iv. TI 21.307; Kt.Iv. BS 21.312)
ausgesprochen hatte, kamen die Initiativen in der Herbstsession 2022 in den
Nationalrat. Eine Minderheit rund um Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) war der
Auffassung, dass der Bund in die Pflicht genommen werden sollte, da er während der
Pandemie gewisse Eingriffe der Spitäler verboten hatte. Zudem habe er in
vergleichbaren Situationen auch beim öffentlichen Ortsverkehr Vergütungen
vorgenommen. Kommissionssprecher Christian Lohr (mitte, TG) teilte diese Ansicht
indes nicht. Der Bund habe bereits die Finanzierung des grössten Teils der
gesundheitlichen Covid-19-Massnahmen übernommen. So sei dieser etwa für
Gesundheitskosten in der Höhe von CHF 5 Mrd. aufgekommen. Mit jeweils ungefähr 140
zu 35 Stimmen gab der Nationalrat den Standesinitiativen keine Folge. Einzig die grüne
Fraktion sprach sich geschlossen für Folgegeben aus, die anderen Fraktionen votierten
geschlossen (GLP-Fraktion) oder grossmehrheitlich dagegen. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Epidemien

Im April 2022 befasste sich die SGK-NR mit einer Standesinitiative des Kantons Jura,
die im September 2020 im Hinblick auf die Covid-19-Pandemie eingereicht worden war
und eine Preisobergrenze für Hygienemasken und hydroalkoholisches Gel in der
ausserordentlichen Lage zum Gegenstand hatte. Damit sollte verhindert werden, dass
Notlagen wie bei der Covid-19-Pandemie auch zukünftig wieder durch einzelne
Personen oder Unternehmen ausgenutzt werden. Die Kommission sprach sich mit 14 zu
8 Stimmen gegen Folgegeben aus. In ihrer Medienmitteilung begründete die
Kommissionsmehrheit ihren Entscheid damit, dass es zu Pandemiebeginn zwar
tatsächlich einen Masken- und Desinfektionsmittelmangel gegeben habe, dass diese
Situation allerdings nicht von anhaltender Dauer gewesen sei. Zudem habe der
Preisüberwacher im Zusammenhang mit Fällen von Wucher- und Betrugsverdacht
interveniert. Gemäss der Mehrheit der SGK-NR bestehe die grösste Herausforderung in
der Gewährleistung einer ausreichenden Versorgung mit medizinisch wichtigen Gütern
– etwas, das nicht durch eine Preisbegrenzung erreicht werden könne. Obwohl sich
auch die Kommissionsminderheit um Léonore Porchet (gp, VD) nicht vollständig von
einer Preisobergrenze überzeugt zeigte, war sie dennoch der Meinung, dass es einer
Anpassung der Rechtsgrundlagen bedürfe, um die Wiederholung einer solchen
Situation in Zukunft zu verhindern. Folglich sprach sie sich für Folgegeben aus. In der
Sommersession 2022 kam das Anliegen in den Nationalrat. Nach Ausführungen Lohrs
(mitte, TG) und Porchets für die Kommission resp. die Kommissionsminderheit gab der
Nationalrat der Standesinitiative mit 100 zu 62 Stimmen keine Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.04.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB NR, 2021, S. 1666 f.
2) AB SR, 2022, S. 231 f.
3) AB NR, 2022, S. 1626 f.; Bericht SGK-NR vom 18.8.22
4) AB NR, 2022, S. 1090 f.; Bericht der SGK-NR vom 8.4.22
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